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Spendenempfehlung ab 50 Cent

Artikel Eins
Die Würde des Menschen ist unant astbar

Die Redakteure von „Artikel Eins“denken anders, denn eine Wendebraucht das Land. Wir lassen uns vonniemandem den Mund verbieten undberichten unabhängig. Zusätzlich ver-öffentlichen wir auch Texte aus ande-ren Zeitungen, Leserbriefe und Zu-schriften. Das Angebot ist groß, dieAuswahl schwierig.Unsere erste Leseprobe wurde am 3.Juni 2006 auf  der bundesweiten De-monstration in Berlin verteilt. Die Re-sonanz war so groß, das wir jetzt alle14 Tage eine neue Ausgabe veröffentli-chen können. (www.artikel-eins.de.vu)Wir decken Missstände auf, was die Po-litiker doch allzu gern unterm Tisch ver-stecken möchten.Viele Bürger werden von den Herr-schenden unter Druck gesetzt, ausge-beutet und schikaniert. Wir möchten dieBürger vor allem aber ermutigen, denWiderstand aufzunehmen nach demMotto: „Die Würde des Menschen ist

unantastbar. Sie zu achten und zu schüt-zen ist Verpflichtung aller staatlichenGewalt.“ So fordert es ja Artikel 1 uns-rer Verfassung, die auch „Grundgesetz“genannt wird. Die Bürger erhalten vonuns Anregungen, wie sie sich selbst zurWehr setzen können. In vielen Städtengibt es noch den aktiven Widerstand aufder Straße. Wut und Empörung wächstauch in den Wohnungen.Es gab viele Höhepunkte in diesemJahr, aber auch viele Niederlagen für diegroßen und die kleinen Protestbewe-gungen. In unserem Land gibt es zweibundesweite Koordinierungen, welchedie großen Demonstrationen organisie-ren: das „Aktionsbündnis Sozial-proteste“ (ABSP) und die „Bundeswei-te Montagsdemo“.Ein heißer Herbst sollte es werden,aber es endete mit einem lauwarmenWinter. Die Auftaktdemonstration am16.September in Berlin wurde von der„Bundesweiten Montagsdemo“ organi-

Rückblick
siert, ca. 10 000 Bürger waren dabei.Es hätten aber noch viel mehr sein kön-nen, wenn nicht dieser Machtkampf  be-standen hätte:Ohne Rücksicht auf  die Bürger wur-de diese Auftakt-Demonstration imSeptember schon im Vorfeld vom„Aktionsbündnis Sozialproteste“ mas-siv bekämpft, genauer gesagt vom sogenannten Koordinierungskreis. Dieserwollte nur für die DGB -Kundgebungim Oktober mobilisieren, für die wir na-türlich auch geworben hatten in„Artikel Eins“ und in unsren Wohnor-ten. Die allermeisten unsrer Mitstreiterim Bundesland Brandenburg nahmen anbeiden Demonstrationen teil. Mit denFreunden von Sozialprotesten habenwir sowie keine Probleme.In Zukunft sollte keine der beidenKoordinierungen gegen die andere, son-dern miteinander der Politik der Herr-schenden den Kampf ansagen. Wir sindoffen für solidarische Zusammenarbeit.

Birgit Kühr, Angermünde

Die Angermünder Bürgergemeinschaftgegen Sozialabbau hat sich mit Neu-jahrsgrüßen aus der Uckermark an dieBundeskanzlerin gewandt. Darin wirdAngela Merkel gefragt, ob sie in ihrerNeujahrsansprache die Mehrwertsteu-er-Erhöhung, die Ein-Euro-Jobs unddie neu eröffnete Suppenküche als Er-folg bezeichnen wolle. Bei der kürzlicheröffneten Suppenküche in Anger-münde sei die Bundeskanzlerin vermisstworden. Weiter wird Angela Merkelgefragt, ob sie sich vorstellen könne, von345 Euro im Monat zu leben.

Arbeitslosen-Neujahrsgrüße an die Bundes-
kanzlerin: (Ausgestrahlt vom Fernsehsender)

Diese Meldung strahlte der Fernsehsen-der TVAL am 13. Dezember aus. Amgleichen Tag wurde der vollständigeText der Neujahrsbotschaft aus der Uk-kermark von den bekannten On-line-Netzen „Sozialticker“ und „Passado“aufgegriffen und noch viel weiter ver-breitet. Recht so: Was öffentlich wird,das kann auch Wirkung entfalten.
So sind wir also auf  dem Weg in die
großen Medien, wenn wir wie die
Verfasser der Botschaft - Birgit Kühr
(Angermünde) und Konrad Fitz
(Schwedt) - das Richtige auch allen

Bürgern gut verständlich ausspre-
chen.

 Rainer Thiel
i. A. der Redaktion „Artikel Eins“

die Redaktion
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Sie, Frau Merkel sind ja nun Bundes-kanzlerin. Sie haben in zähen Verhand-lungen mit der SPD Koalitionsverein-barungen getroffen, welche Politik inden nächsten Jahren mit dieser großenKoalition betrieben werden soll.Der Haupttenor, soviel kann man mitSicherheit sagen, liegt auf  dem Wört-chen SPAREN. Bevor Sie und HerrMüntefering an die weitere RealisierungIhrer Beschlüsse gehen, möchte ich Ih-nen aber raten, eine erneute Reise nachChina oder Japan zu machen (waren Sieschon in Japan?).Sie werden sich sicher fragen, welchenTipp ich Ihnen da geben will, was manüber die Konsolidierung des Bundes-haushalts in China oder Japan schonlernen könnte. Mein Tipp ist nicht, dassSie mit den dortigen Politikern verhan-deln oder sich deren Haushaltspolitikerklären lassen. Nein, ich empfehle Ih-nen den Besuch einer Gärtnerei, spe-zialisiert auf  eines der kleinen Wunder-werke der beiden Länder, den Bonsai.

Lassen Sie sich genauestens erklären,wie es diesen Künstlern gelingt, diesekleinen Wunderwerke zu schaffen, Bäu-me, die normalerweise Meter hoch wer-den, auf eine Größe von wenigen Zen-timetern zu reduzieren und auf  dieserGröße zu halten.Ich kenne Sie und Herrn Münteferingja nicht persönlich, aber wenn ich derPresse glauben darf, sind Sie beide jaäußerst intelligente Leute. Deshalb ver-traue ich darauf, dass Sie auch schnelldie Verbindung zwischen dem Haushaltdes Bundes und der Länder und derZucht eines Bonsais feststellen werden.Ich bin natürlich kein Japaner oder Chi-nese, der Ihnen bis ins kleinste Detaildie Zucht eines Bonsais erklären kann,aber ein paar Grundprinzipien kenne ichschon. Die möchte ich Ihnen erklärenund dabei die Beziehung zum Staats-haushalt anschneiden.Ein Bonsai wird vor allem durch denWurzelschnitt klein gehalten. DurchEntfernen der Pfahlwurzel wird er-reicht, dass sich der Wurzelballen so

entwickelt, dass die Pflanze die Wur-zeln nicht zu weit und vor allem nichtzu tief  austreibt. Verglichen mit derWirtschafts- und Haushaltspolitikkönnte man sagen, Ihre ausschließlichauf  die Wurzel der Gesellschaft, dieArbeitnehmer, Rentner etc. gerichteteSparpolitik kommt einem Wurzelschnittgleich. Damit wird der Stoffwechsel re-duziert und das Wachstum verhindert.Die Verwurzelung fällt wesentlich fla-cher aus, vergleichbar mit der Mentali-tät der Menschen, soziale Strukturennicht mehr tief  auszuprägen. Der Pfahl-wurzel kann man getrost die Bedeutungder sozialen Sicherungssysteme zuordnen.Wichtig ist auch der Blattschnitt.Durch den Schnitt der Blätter wird quasidie Situation des Herbstes simuliert. Diedanach sprießenden Blätter sind kleiner.Das kann man mit der Arbeitsmarkt-politik vergleichen. Die Wirtschaft sorgtfür den regelmäßigen Blattschnitt, in-dem sie Arbeitsplätze entfernt. Sie wol-len mit dem Kombilohnmodell errei-chen, dass die neue Blattentfaltung(Lohn) kleiner ausfällt. Es ist ein Prin-zip von Ursache und Wirkung. Die Blät-ter des Bonsais sind für die Photosyn-these entscheidend. Hat man sie abge-schnitten, reduziert die Pflanze denStoffwechsel, versucht aber neue Blatt-triebe zu erzeugen. Ähnlich ist es aufdem Arbeitsmarkt. Entlässt man einenArbeitnehmer, muss er seinen Stoff-wechsel (Konsum) reduzieren und wirdnatürlich versuchen, neue Arbeit zubekommen, auch wenn die Entlohnungdeutlich kleiner ist. Den Konsum derVergangenheit kann er sich nicht mehrleisten.Früher wurden die Äste des Bonsaimit Palmenfasern verdreht, heute ver-wendet man dafür eloxierte Aluminium-oder weiche Kupferdrähte (ausgeglüht).Damit wird eine Verdrehung der Ast-formen erreicht. Vorsichtig angewandtkann man damit genau gezielte Verfor-mungen erreichen. Das könnte man mitder Politik in Richtung der Beschäftig-ten vergleichen. So werden z. B. mitentsprechender Kommunikation (sieheEx-Minister Clement oder Arbeitsmini-ster Laumann, NRW) die Ansichten derBeschäftigten so verdreht, dass sie dieOpfer des Blattschnitts (Arbeitslose)nun als Täter ansehen und für Negativ-folgen verantwortlich machen. Vorsich-tig angewandt haben Ex-MinisterClement oder Minister Laumann diese

Rich-tungsweisende Verdrahtung aller-dings nicht. Aber das ist verständlich,denn dafür würde ein Künstler benö-tigt. Deshalb ist der Wuchs auch nichtganz im Sinne der beiden Herren aus-gefallen.Um ein künstliches Alter vorzutäu-schen, entfernt man stellenweise dieRinde eines Bonsais, am Ast oder amStamm. Das geschieht entweder mitBleichmitteln oder anderen Laugen, aufSchwefelbasis erzeugt. In Ihrer Politikbezeichnen sie diesen Prozess als De-mographie. Die Wirtschaft sorgt für dieEntfernung der Rinde, indem sie trotznachweisbarer Fitness der älteren Ge-neration mit Hilfe des Staates diese indie Arbeitslosigkeit oder über Altersteil-zeit in die Rente entlässt. Beim Bonsaisterben diese Holzpartien ab und kön-nen dann beliebig bearbeitet werden.Ähnlich macht es die Politik, indem siedie älteren Arbeitslosen durch dieBundesagentur bearbeiten lässt, dieWildwuchs wie Ersparnisse, Rentenver-sicherungen oder Ähnliches rigoroswegschleift. Bei den Rentnern werdentiefe Löcher gebohrt, indem man sie mitNullrunden traktiert, oder indem mandie Zuschüsse für Kranken- und Pflege-versicherung abschleift. Die verständ-liche Verbitterung lässt diese Menschendann schneller altern und damit dieAussage über die demographischeStruktur der Gesellschaft als wahr er-scheinen.Man sollte meinen, ein Bonsai sollte,um den Wuchs zu verhindern, möglichstdunkel stehen. Aber das ist nicht so, weilein Baum bei wenig Lichteinfall langeTriebe entwickelt. Nein, er muss Lichtund die richtige Luftfeuchtigkeit be-kommen. Wird der Bonsai häufiger einwenig beschnitten, entwickelt sich keinoder wenig Wachstum. In Japan werdenGedichte zu einer gelungenen Bonsai-züchtung verfasst. Die Politik macht dasähnlich. Indem sie dem Bürger regel-mäßig in die Taschen greift (Beschnei-dung), die Betroffenen ins grelle Lam-penlicht der Schuldzuweisung zerrt(Presse und TV) und wortgewaltig mitfeuchter Aussprache (Luftfeuchtigkeit)unsinnige Begründungen (Gedichte)anführt, hält sie den Wuchs (Konsum)klein.Man kann den Bonsai so züchten,dass er eine oder auch mehrere Kronenbildet. Dabei kann mit den entsprechen-den Mitteln die Neigung des Bonsais ineine bestimmte Richtung angeregt wer-

Die Bonsai-Politik
Rat an Frau Merkel und Herrn Müntefering!

(Fortsetzung auf  Seite 3)



Artikel Eins 7/2006 Seite 3

den. Bei einer typischen Art, der Kas-kade, kann dann sogar der Wuchs derKrone unter die Höhe der Pflanzen-schale gedrängt werden. Auch hier bie-tet sich wieder der Vergleich mit derRealität an. Die Kronen (Kapital undPolitik) werden in eine bestimmte Rich-tung gedrängt (erst Europa, dannWTO). Dabei kann dann eine oder zweiKronen (Kapital, Finanzwirtschaft) un-terhalb der Wurzeln weiter wachsen(Auslandsverlagerungen). Zwar werdendiese Kronen noch immer von den in-zwischen stark eingeengten Wurzelnernährt und gedeihen dabei prächtig,aber es kann passieren, dass die ganzeSchale umfällt, weil die Schwerkraft-verhältnisse diesem Wuchs entgegenste-hen. Was die Schwerkraft beim Bonsaisind die Lebensverhältnisse beim Volk.Sehen Sie,  Frau Merkel, Her rMüntefering, aus diesen Gründen emp-fehle ich Ihnen eine Reise nach Japanoder China und den Besuch einer aufBonsais spezialisierten Gärtnerei. Ichkonnte Ihnen nur eine grobe Darstel-lung vermitteln, In Japan werden Sieauch noch die kleinsten Feinheiten er-fahren können. Sie werden sicher kei-nerlei Mühe haben, diese Erkenntnisseauf  die bestehende Politik zu beziehen.Dann erkennen Sie, was falsch gemachtwird, denn Sie betonen ja immer, dassSie Wachstum erzeugen und nicht ausDeutschland eine kleine Topfpflanzemachen wollen, die sich die WTO(Zwischenlager) auf  einen Schreibtischstellt, bis sie im Erlebnisgarten eines

Superreichen in die Abenteuer-landschaft schon aufgekaufter Dritt-weltstaaten integriert wird.Dort kann man Ihnen auch erklärendass für Wachstum ein gesunder Boden(Arbeitsumfeld) und ein gesundesWurzelsystem (Volk), klimatische Be-dingungen (Umwelt, Energie) vonnötensind, damit sich ein kräftiger gesunderStamm entwickelt, der in der Lage ist,eine angemessene Krone zu tragen undallen Stürmen zu trotzen.Wir haben alle Vorraussetzungendazu, man muss sie nur nutzen. Undgenau das ist eigentlich die Aufgabe indem Job, den Sie, Frau Merkel, sokompromisslos anstrebten und schließ-lich erreichten. Beschneiden Sie die Trie-be (Dienstleistungs- und EU-Richtlini-en), die alle Früchte in die Gärten derNachbarn tragen wollen, entfernen siedie plötzlich aufgetauchten Schling-pflanzen, die den Baum aussaugen wol-len, ohne etwas dafür zu geben (Hedge-und Equity-Fonds). Entfernen sie diefaulenden Äste, die unmittelbar demStamm entsprießen, dann aber verfau-len (korrupte Politiker). Zeigen Sie, dassSie eine Kanzlerin sind, die Entschei-dungen trifft und nicht die Entscheidun-gen von Arbeitgeberverbänden oderarbeitgebernahen Instituten (INSM,Bertelsmann, Bürgerkonvent, IFO-In-stitut etc.) nur weiterleitet. Sie solltensich erinnern. Ein Baum existiert, weilsein Wurzelsystem (die Mehrheit der Be-völkerung) ihn nährt und die Tiefe undweitflächige Verbreitung der Wurzelndem Baum seinen Halt verleiht. DieKrone (Kapital, Großindustrie) wirdgetragen vom Stamm (Klein-Betriebeund Mittelstandsindustrie). Die Blätter

(Politik) sollen das Sonnenlicht einfan-gen für die Photosynthese, damit derBaum leben kann. Kommen die Blätterdieser Aufgabe nicht mehr nach, stirbtder Baum, mit ihm aber auch die Kro-ne. Wird die Krone zu ausladend, kannauch ein gesundes Wurzelsystem undein starker Stamm nicht verhindern, dassein Sturm den Baum umwirft. Auchdann stirbt er. Machen Sie sich klar,ohne Wurzeln kein Stamm, keine Äste,keine Blätter. Das zu begreifen ist heu-te schwerer, weil der Mensch die Ach-tung vor der Natur verloren hat. Jeder

Baum hört irgendwann auf  zu wach-sen, denn Wachstum ist endlich. Dassollten Sie nie aus den Augen verlieren.Die Bohnenranke, an welcher man bisin ein verwunschenes Land im Himmelklettern kann, ist nur ein Märchen. Hö-ren Sie auf mit der Bonsai-Politik. Mitder Beschneidung in Form der geplan-ten Sparpolitik züchten Sie einen Bon-sai, schön anzusehen, aber ohne wirkli-chen Nutzen. Und Sie wollen dochDeutschland wieder voran bringen.Oder irre ich mich? Ist die Aussage:Ich will Deutschland dienen nichts alsder Anfang eines Gedichts, welches Siemit der geerbten Bonsaizüchtung fort-schreiben und mit dem Endstadium desZwergwuchses fertig stellen wollen?
Gert Flegelskamp

Die Bonsai-Politik
(Fortsetzung von Seite 2)

Kampagne

Leserbrief an die Redaktion der MOZ(*)

Den Beitrag habe ich ziemlich frustriertzur Kenntnis genommen. Ich bin zwarMitglied in mehreren Tierschutz-organisationen, aber den Zusammen-hang zwischen Mensch, Tier und Um-welt lasse ich nie außer Acht - entgegender Behauptungen von Tierausbeuternund opportunistischen “Tierschützern”.Ich bin auch Mitglied im Verein“Bürgergemeinschaft gegen Sozialab-bau - Angermünde.Doch zurück zur Suppenküche. Es isteine Schande, dass es sie in diesem rei-chen Land überhaupt gibt und noch

schändlicher ist es, dass Kinder -Deutschlands Zukunft - sich dort ihrewarme Mahlzeit holen müssen. Mir fielauf, dass bei den Demos gegen Sozial-abbau in der Region Schwedt / Anger-münde nie die karitativen Einrichtun-gen vertreten waren - mit Logo.Warum nicht? Etwa deswegen nicht,weil die karitativen Macher von derArmut anderer Menschen leben? Es isthöchste Zeit, dass hier genauer hinge-sehen wird. Wie rührend ist es doch,wenn im Fernsehen Spenden für kran-ke Kinder gesammelt werden. Es isteine Schande.Der Staat trägt die Verantwortung!Nun kann man ja über die DDR sagen
* MOZ = Märkische Oder Zeitung

Zu Spät
Menschen hat Gott zu Schluss
erschaffen und hat sie gemahnt,

sich zu lieben.
Hätt’ er doch Schluss gemacht
beim Affen: Der Welt wär’
viel erspart geblieben!

Peter Kahnt

was man will. Aber dort hätte man niefür kranke Kinder sammeln müssen unddiese entwürdigenden Suppenküchenhat es nicht gegeben. Dort war dieWürde der Menschen unantastbarer alsjetzt.
Heidrun Schultz

Trauriges Novum
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Die beiden Berliner Sozialwissen-schaftler Prof. Peter Grottian und Karl-Heinz Selm haben das Urteil des Bun-dessozialgerichts zur qualifizierten Fest-legung der Regelsätze (ALG-II) heftigkritisiert. Die Richter haben sich selbstzum Vollstrecker neoliberaler Haus-haltspolitik gemacht, anstatt die men-schengerechten Bedürfnisse diskrimi-nierter armer Menschen wirklich ernstzu nehmen. Das Plädoyer der Richterund Richterinnen öffnet das Scheunen-tor für einen Armutsschub derjenigen,die ohnehin nicht wissen, wie sie mitdem Leben, den Mieten und den explo-dierenden Energiekosten zurechtkom-men sollen. Die Richter hatten keinenausreichenden Blick dafür, dass dieGroße Koalition in dieser Legislaturpe-riode von 2005-2009 allein durch Nicht-erhöhung der Regelsätze (345 EURO)und durch Erhöhung der Mehrwertsteu-er ein Minus von ca. 11-13 Prozent zu-sätzlicher Verarmung produzieren wird.

Noch nicht einmal einen Inflations-ausgleich haben die Richter angemahnt.Das legitimiert den Armutssturz fast insBodenlose. Es gibt umfassendes wissen-schaftliches Material darüber, mit wel-chen unterschiedlichen Meßmethodendie „angemessene Bedürftigkeit“ fest-gestellt werden kann. Das vorliegendeUrteil legt den Schluss nahe, dass sichdie Richter nur einäugig im Hinblick aufein „Absenkungsurteil“ damit ausein-andergesetzt haben. Sonst hätten sienicht nur zu der menschenrechtlichenund grundgesetzlichen AngemessenheitStellung beziehen müssen, sondern auchdazu, ob 3,69 EURO täglich für Nah-rungsmittel und alkoholfreie Getränkeoder 0,60 EURO täglich für die öffent-liche Verkehrsmittelbenutzung für einenALG-II-Empfänger als existenz-sichernd gelten können. Die Richterhätten sich auch dazu verhalten können,ob ein monatlicher Betrag von 1,84EURO für Herrenschuhe, 0,05 EURO

Bundessozialgericht legitimiert den Armutssturz
für Kinderschuhe, 2,26 EURO für Frei-zeit und Kultur, 1,97 EURO fürWohnungsselbstrenovierung und 0Euro für Bildung oder Kinderbetreu-ung mit sozialen Grundrechten verein-bar ist.Darüber müsste jetzt in der Gesell-schaft – trotz des Urteils – der gesell-schaftliche Streit entstehen. Politikerkönnen sich angesichts der obigen Zah-len nicht mit dem Urteil zurücklehnen– und Sozialproteste müssten wiederaufflammen. Nicht der Eifer überRüttgers Vorschläge zur verlängertenBezugsdauer des ALG I sollte dominie-ren, sondern der Streit sollte über eineangemessene Erhöhung des ALG-IIauf  zumindest 500 EURO im Monatgeführt werden – anstatt eine folgen-lose Unterschichtendebatte fortzuset-zen.

Peter Grottian
Karl-Heinz Selm

Eine Herausforderung für Politik und Sozialprotest

Weihnachtstränen!Sie sagen „Übertreibung“? Nein ganzbestimmt nicht. Viele, viele Kinder undallein stehende Elternteile werden die-ses Weihnachten auch Tränen verlieren.Denn was kann schlimmer sein, als deneigenen Kindern nicht einmal ganz klei-ne Wünsche erfüllen zu können. Dastreibt selbst hart gesottenen Kerlen Trä-nen ins Gesicht.

Aber wen juckt es denn schon?Die Armut in Deutschland hat einenRekordstand erreicht und weitet sichimmer intensiver aus. Die Politiker dergroßen Koalition predigen Sparsamkeitund Pflichtbewusstsein aber gönnensich selbst unzählige Vergünstigungen.Es ist völlig unbedeutend, dass FrauX ihrem Sohn nicht einmal ein Spiel-zeug zu Weihnachten kaufen kann. Der

Regelsatz ist im Dezember schon durchden Weihnachtsbaum und das Festes-sen aufgebraucht. Frau X raucht nichtund trinkt keinen Alkohol. Woher alsodas Geld für ein Geschenk nehmen?Von den 207,-EURO Regelsatz für Kin-der bis 14 Jahre ? Frau X musste schonneue Stiefel für 65,-EURO davon kau-fen, was sie eigentlich gar nicht konnte.Sollen diese Stiefel jetzt das Weihnachts-

geschenk darstellen? Stiefel, die er sooder so benötigt ?Früher gab es bei Sozialhilfe ja we-nigstens noch eine kleine Weihnachts-beihilfe. Heute gibt es keine Möglich-keit, wenigstens dem Kind ein Ge-schenk zu gönnen. Da stellt sich dieFrage: „Waren Politiker keine Kinder?“Können sie nicht verstehen, dass sichgerade Kinder Weihnachten auf  Ge-

Es weihnachtet sehr, auch bei den Arbeitslosen!
schenke freuen? Es muss ja kein gro-ßes Geschenk sein, obwohl man sagenmuss, dass der Neid unter den Kindernschon sehr bedenklich ist. Arm undReich werden in Deutschland wahrlichvom Staat geschaffen.Leidtragende sind immer unsere Kin-der. Nicht weil die Eltern saufen oderunverantwortlich mit dem Geld umge-hen, sondern weil der Staat die Grund-lagen eines Sozialstaates abschafft undsich mit faulen Rechtfertigungen aus derVerantwortung zieht. Mit dem GesetzU 25 hat er eindeutig bewiesen, wie mansich der Verantwortung entledigen undzusätzliche Belastungen auf  die Elternoder auch Tafeln verschieben kann. DieSach- und Lebensmittelspenden, die wirAlle für arme Länder sammelten, kön-nen wir jetzt schon selbst gebrauchen.Wie sagte eine nette Userin so schön:„Kinderarmut ist, wenn man wegen ei-nem Riss in der Hose einen Wutaus-bruch bekommt!“Fragt doch mal unsere hohen Damenund Herren (die aus Steuergeldern fi-nanziert werden), was ihre Kinder zuWeihnachten bekommen?

Detlef Rochner
www.haertefallfamilie.de

Kampagne



Nein, nein - so einfach ist es dieses Malnicht: der Emsdettener „Amokläufer“Tobias T. war, soviel wir bislang wis-sen, kein Fall, der unmittelbar mitHartz-IV zu tun gehabt hätte. Zwarschlug er sich in den letzten Wochenvor seiner Mordtat mit Gelegenheitsar-beiten durch, aber sein Vater ist nachwie vor festbestallter Postbeamter. Den-noch gibt es einen Zusammenhang zwi-schen dieser furchtbaren Kurzschlusstateines Achtzehnjährigen und der Er-werbslosenthematik. Wieder einmal gli-chen sich die Reaktionen der Politik wieauch der Öffentlichkeit. Wieder einmalreagierte man nur ohne jedes Begreifenund nur von oben herab. Doch konkret:Nach allem, was wir bisher wissen,wurde in Emsdetten dieser Tobias T. seitlangem schon nicht ernst genommen,zuerst als „Loser“ nicht und dann nichtals der potentielle Gewalttäter. Der Ju-gendliche hatte bis zum GehtnichtmehrSignale ausgesandt, dass er „durchdre-hen“ könnte. Seine Umgebung aber hatbis zum Gehtnichtmehr alle diese Si-gnale ignoriert : die Lehrer, dieMitschülerInnen, die Geschwister und
die Eltern. Das lässt an die These desKriminologen Pfeiffer aus Hannoverdenken, dass wir in einer „Kultur desWegschauens“ leben. Aber in Wahrheit

verhält es sich noch schlimmer: der FallTobias B. zeigt, dass wir in einer Ge-sellschaft der totalen Empathie-verweigerung leben. Denn: wahrgenom-men hatten bei Tobias T. sehr viele sehrviel, nur ernst genommen hat man dasalles eben nicht. Und wie reagierte nunPolitik darauf  - und ein Großteil derPresse?Man schob ein Nebenthema in denVordergrund, ein Symptom: an denfurchtbaren Computerspielen soll es ge-legen haben, dass Tobias B. zumGewalttäter wurde. Diese sollen jetztgegebenenfalls verboten werden. An-sonsten darf  politiktypischerweise allesbeim alten bleiben. Diese Ersatz-aktivitäten gleichen aber der Behand-lung eines Arztes, der Grippe dadurchzu bekämpfen versucht, indem er dasFieber verbietet. Und sie gleichen demPolitikgequatsche, seit Wochen imSchwange im Zusammenhang mit der„Unterschicht“-Debatte, dass man diefehlende Bildung der Menschen be-kämpfen müsse, um Arbeitslosigkeit zubeseitigen. Hier wie dort haben wir esnicht mit echter Ursachenbekämpfung
zu tun, sondern mit Kurpfuscherei anSymptomen.Waren die MitarbeiterInnen vonBenQ ungebildet, und wurden sie des-

Emsdetten und Hartz-IV
Reaktionen der Politik auf eine gesellschaftliche Katastrophe

halb arbeitslos? Hat bei Tobias T. erstder Weg in die virtuelle Welt derComputerspiele seine Probleme ge-schaffen? Beides ist falsch. Aber diePolitik wirft sich mit Verve auf  dieseSurrogat-Themen, um von den wahrenProblemen abzulenken und sinnvolleAktivität vorzutäuschen, wo in Wahr-heit nur blinder Aktionismus herrscht.Und in beiden Fällen konnten wir einweiteres Mal ein politiktypisches Mu-ster studieren: dass Politiker schon seitlangem abgehoben in einer anderenWelt leben. In einer Welt des „Weg-schauens“, um noch mal Pfeiffer zu zi-tieren, und in einer Welt totaler sachli-cher wie emotionaler Inkompetenz.Ein westdeutscher Psychoanalytikerhat einmal formuliert: „Politik ist im-mer so wie die Menschen, die sie ma-chen.“ Am Beispiel Emsdetten wie amBeispiel Hartz-IV konnten wir erneuterleben, wie zutreffend dieser Satz ist.Wir sind in einer Gesellschaft angelangt,in der man zwischen den Abgehängtenunten und den Abgehobenen oben un-terscheiden kann. Wie lange dauert esnoch, und nicht ‘nur’ ein Einzelner
„dreht durch“ - wie Tobias B. inEmsdetten -, sondern die gesamte Ge-sellschaft?

Holdger Platta, Sudershausen
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Betreff: Die Linksfraktion will per
Gesetz ein Recht auf  Generalstreik
schaffen.Die Mitglieder der „Sozialen BewegungLand Brandenburg“ (SBB) möchtenIhnen hiermit Ihre volle Zustimmungfür Ihre Forderung auf  ein Recht zumGeneralstreik aus politischen Gründenübermitteln.Weder die bisherigen tariflichenStreiks noch die einzelnen Proteste ver-schiedener sozialer Initiativen, Bewe-gungen und Organisationen haben bis-her den Sozialabbau und die „Refor-men“ gegen weite Teile der Bevölke-rung stoppen können.Jede Berufs – und Betroffenengruppekämpfte bisher nur für ihre Einzelin-teressen. Gemeinsames politisches Han-deln ist bitter nötig, wenn Veränderun-gen erkämpft werden sollen.In Zeiten, wo die Interessen der vonErwerbsarbeit Abhängigen immer mehr

Offener Brief an die Fraktion DIELINKE im Bundestag
missachtet und von einer unkontrollier-ten globalen Wirtschaft erpresst werden,gilt es neue Mittel zur Beseitigung die-ses Ungleichgewichts der Kräfteverhält-nisse zwischen den Interessenvertretun-gen von Arbeiterschaft und Wirtschaftzu entwickeln. Deshalb müssen auch dieWege zu politischen Streiks und zumGeneralstreik freigemacht werden. Eskann nicht sein, dass den sog. Arbeit-nehmern politische Grundrechte vor-enthalten sind.Die gemeinsame Kritik der anderenParteien im Bundestag an Ihrem Antragzeigt nur, wessen Interessen sie wirk-lich vertreten. Mit ihrer Medien beherr-schenden Stellung tun sie alles, damitdas auch so bleibt!Deshalb ist es notwendig, eine ande-re Stimmung im Lande und eine Gegen-öffentlichkeit zur neoliberalen Mei-nungsmache zu erzeugen. Der Wider-stand gegen Sozialabbau, für soziale

Forderungen und neue Ideen muss ge-sellschaftsfähig gemacht werden.Dafür ist Ihr Antrag im Bundestag einwichtiger Baustein, der in der öffentli-chen Diskussion gehalten werden soll-te. Wir werden uns dies auch zu unse-rer Aufgabe machen und diese Forde-rung unterstützen.
Kontaktpersonen von der Ko-Gruppe (SBB)

Frank Escholz, Finsterwalde
Birgit Kühr, Angermünde
Rainer Thiel, Storkow,

Michael Maurer, Jüterbog
Nadine Fischer, Jüterbog

„Wenn du zehn Probleme auf  der
Straße auf dich zukommen siehst,
kannst du sicher sein, dass neun in
den Graben fahren, bevor sie dich

erreichen.”
Calvin Coolidge (1872-1933)
30. Präs. d. USA (1923-29)
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Leserbriefe und Lesermeinungen
An der 112. Saarbrücker Montags-demonstration nahmen ca. 20 Aktivemit ca. 15 Beiträgen am offenen Mikro-fon teil.Einziges Thema war die Korruption,die sich in Deutschland wie eine Seu-che auszubreiten scheint. Die Rednermeinten: Während Deutschland sich inEuropa zum Beispiel im Bildungs- undSozialbereich den letzten Plätzen nähert,scheint sich Deutschland bezüglich Kor-ruption einen Spitzenplatz in Europa si-chern zu wollen.Als Beispiel wurde Herr Hartz er-wähnt, der, obwohl er gemäß denMedienmeldungen erwiesenermaßenVW um Millionen geschädigt hat, wei-terhin sein schönes Leben genießt. Je-denfalls ein vielfach schöneres Lebenals die Millionen, für die er Hartz-IVausgearbeitet hat.

Gefängnis oder Armut scheinen fürihn kein Thema zu sein.Aber bei Siemens geht es noch in ganzandere Dimensionen. Von 100 Millio-nen ist die Rede.Ein Redner meinte: Was kann mandenn auch von Managern verlangen, dieehemalige Siemens Mitarbeiter an dentaiwanesischen Konzern Ben Q trick-reich mit einer Zugabe von mehr als 200Millionen Euro verschenkt haben, da-mit dieser dann die Fabriken schließtund die ehemaligen Siemens Mitarbei-ter in die Arbeitslosigkeit entlässt ?Und zur Erinnerung, vor einiger Zeitwurden so genannte Geisterjobs beimanchen Politikern entdeckt, die Bezah-lung für Jobs erhielten, an deren Arbeits-plätze sie nie erschienen. Aber hat je-mand was von einer Verurteilung ge-hört?

Anscheinend gelten Gefängnisstrafenohne Bewährung nur für kleine Leutein Deutschland. Was aber gilt bei Kor-ruption oder Ähnlichem?Bezeichnend ist auch, dass bisher keinRegierungspolitiker solches Verhaltenmit harten Worten verurteilt hat? An-scheinend meint die Regierung nur diekleinen Leute beschimpfen zu können?Man denke nur an den Parasitenvorwurfgegen Arbeitslose, dabei wäre bei die-sem Korruptionssumpf das Wort Pa-rasiten wie es scheint zutreffender?Ein Redner meinte, es zeige sich im-mer deutlicher, dass diese Regierungstarke Anzeichen von moralischer Fäul-nis zeige und es das Beste wäre, wennsie freiwillig gehen würde....Vom Bündnis gegen SozialkahlschlagSaarbrücken / Weg mit Hartz IV.
V.i.S.d.P. Werner Groß

112. Saarbrücker Montagsdemo am 20.11.06

So, oder so ähnlich sind sich nun vieleWirtschaftbosse, Unternehmer undauch neoliberale Politiker einig. Denneuen Sklavenmarkt haben sie mitHartz IV eröffnet. Ein kurzer Bericht,eines ALG II – Empfängers.Seit Monaten bekomme ich ALG-II.Meine Bemühungen um Arbeit verlie-fen bisher ohne nennenswerten Erfolg.Der Enthusiasmus, Bewerbungen zuschreiben, wurde mit jeder Absage ge-schmälert. Eines Tages bekam ich eineVorladung in die Arbeitsagentur. Beidiesem Termin bot mir meine Arbeits-vermittlerin eine Maßnahe namens „Ak-tiv in Arbeit“ an. Was bei dieser Maß-nahme genau gemacht wird, konnte siemir allerdings nicht sagen, aber siemachte mich darauf  aufmerksam, dassich diese Maßnahme besuchen müsse,da meine „Arbeitswilligkeit“ getestetwerden soll. Im gleichen Atemzug droh-te sie mir mit Kürzung des ALG-II,sollte ich jene Maßnahme ablehnen.Toll, der Staat als „sozialpolitischer Er-presser“. Selbstverständlich lehnte ichdas nicht ab. Dabei hatte ich nurgefragt, wozu diese Maßnahme gut ist,und wie viele schon dadurch Arbeit be-kommen hätten! „Niemand“ war ihreAntwort. So also wird  mit Geldernumgegangen, die in WirklichkeitArbeit schaffen sollen.  Es sollte

noch schlimmer kommen.Diese Maßnahme dauerte 14 Tage.Die meisten Teilnehmer waren schon
mehrere Jahre ohne Arbeit, bzw. hattenABM oder einen Ein-Euro-Job. Fast allewaren voller Hoffnung auf  eventuelleVerbesserung ihrer Chancen auf  demArbeitsmarkt. Die erste Aufgabe be-stand darin, eine Bewerbungsmappe zuerstellen und das persönliche Profil,welches bei der Arbeitsagentur vorlag,zu vervollständigen. Diese Arbeitenkonnten jedoch nur mit einem Compu-ter durchgeführt werden. Und hier wardas Problem. Nur zwei von vierzehnTeilnehmern hatten schon einmal miteinem Computer gearbeitet. Der Resthatte noch nicht einmal eine Ahnung,wie dieser angeschaltet wird. Die Do-zentin, welche mit der Durchführungder Maßnahme betraut wurde, konntediese Masse an Unwissenheit der Teil-nehmer kaum bewältigen. Hilfe unter-einander wurde geleistet. Im Rahmenvon „Aktiv in Arbeit“ war auch vorge-sehen, dass jeder Teilnehmer drei Tage„praktische Arbeit“ in einem privatenUnternehmen leisten sollte. Nun, dar-an gibt es nichts auszusetzen, wennArbeiten durchgeführt werden, die kei-ne Arbeitsplätze offensichtlich vernich-ten. Die Krönung war, dass durch unsSäge-, Abriss-, und Transportsarbeitenerledigt wurden. Es kamen Geräte und

Maschinen zum Einsatz, welche aufkeinen Fall von uns benutzt werdendürfen, denn niemand war im Besitz der
notwendigen Berechtigungen. Darüberwurde jedoch großzügig hinweg gese-hen, da der Zweck nur darin bestand,kostenloses Personal zu gewinnen, diedie speziellen Facharbeiten durchführenmussten. Ein Unternehmen aus derAbrissbranche hatte damit keine Chan-ce, bei diesem Unternehmen seine Dien-ste anzubieten. Noch billiger als kosten-los, und von der Zwangslage einesALG-II Empfängers zu profitieren,geht nicht. Die gesamte Maßnahme„Aktiv in Arbeit“ ist nichts anderes, alseine Alibimaßnahme der Arbeits-agentur, mit Auswirkung der Vernich-tung von Arbeitsplätzen auf  dem 1.Arbeitsmarkt. Solche und andere ähn-lich gelagerte Durchführungen derArbeitsagentur sind verantwortungslosgegenüber den Menschen, die noch Ar-beit haben, und erpresserisch gegenüberden ALG-II-Empfängern. Auch derkomplette Aufbau dieser Maßnahmewar unsinnig, denn als Zugangsvoraus-setzung sollte jeder Teilnehmer einGrundwissen über den Umgang miteinem Computer besitzen. Wir habeneine schriftliche Beschwerde an die ent-sprechende Arbeitsagentur eingereicht,welchen Erfolg diese haben wird, bleibtabzuwarten.

*, Görlitz

Das Ziel ist erreicht!
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Bei ungewöhnlich mildem November-wetter (14°C) nahmen ca. 25 Aktive ander 113 Montagsdemonstration in Saar-brücken teil.Vieldiskutiert wurde der Vorschlagvon Herrn Rüttgers (NRW Ministerprä-sident von der CDU), die Zahlung desArbeitslosengeldes 1, an alle die mehrals 40 Jahre einbezahlt haben, zu ver-längern. An und für sich eine gute Sa-che, wenn er nicht gleichzeitig vorschla-gen würde, dafür den anderen das Ar-beitslosengeld kürzen zu wollen.Kürzen!!  Aber ist dies denn notwen-dig? Gemäß den lauten Erfolgsmeldun-gen von vor einigen Wochen warendoch 10 Milliarden Mehreinnahmen inder Arbeitslosenkasse. Aber leider mussman sagen — waren — denn, wie esscheint, will die Regierung diese 10Milliarden aus der Arbeitslosenkasse

nehmen und für Nichtarbeitslosen-zwecke verwenden.Wenn das Geld noch verfügbar wäre,dann könnte man vermutlich für Älterelänger zahlen und bräuchte dafür beiden Jüngeren nicht zu kürzen.Weiteres Thema waren die teilweisefehlenden Berufsausbildungs-möglichkeiten für Jugendliche. Z:B: imSaarland fanden weit mehr als 1000ausbildungswillige Jugendliche keinenAusbildungsplatz. Dabei sind die Ju-gendlichen schon nicht mehr mitgezählt,die bei Beschäftigungs-, Ausbildungs-programmen der Arbeitsagentur wieSTABI, etc. untergekommen sind.Es wurde betont, einer guten Regie-rung muss es doch möglich sein, dafürzu sorgen, dass jeder Jugendliche einenvollwertigen Ausbildungsplatz erhält.Zudem wurde eine Solidaritätserklä-

rung an die von Schikanen betroffeneMontagsdemo in Hannover verabschie-det. Anscheinend soll durch Anordnungvon Schikanen durch städtischeVerwaltungsorgane kritische Stimmenin Hannover zum Verstummen und da-mit die Meinungsfreiheit ausgeschaltetwerden.Als Anmerkung dazu: DeutscheRegierungsmitglieder fordern bei Aus-landsbesuchen laufend andere Staatenauf  die Meinungsfreiheit zu beachten(spielen sich als Lehrmeister auf). Die-se Politiker sollten sich besser erst maldarum kümmern, dass auch in Deutsch-land überall - z.B. auch in Hannover dieMeinungsfreiheit eingehalten wird....Vom Bündnis gegen SozialkahlschlagSaarbrücken / Weg mit Hartz IV.
V.i.S.d.P. Werner Groß

113. Saarbrücker Montagsdemo am 27.11.06

Hartz-IV muss weg!
Hartz-IV ist ein erheblicher Einschnittin die bürgerlichen Rechte der Armuts-bevölkerung. Bei Strafe der Leistungs-kürzung verordnete Eingliederungs-vereinbarung verletzt die Vertrags-freiheit. Gepaart mit erheblichen daten-schutzrechtlichen Verstößen bei der Da-tenerhebung mittels Fragebogen handeltes sich um eine fragwürdige Aus-hebelung demokratischer Grundrechtefür einen großen Teil der Bevölkerung,nur weil dieser von der Einkommens-erzielung durch Arbeit oder Vermögenausgeschlossen ist.Hartz-IV zielt auf  die Senkung derEinkommen der Erwerbstätigen. DieMischung aus weiteren erheblichenLeistungskürzungen gerade bei Men-schen mit beruflichen Qualifikationenund daraus resultierendem Durch-schnittseinkommen auf  Sozialhilfe-niveau mit der Abschaffung des bishe-rigen Schutzes der Zumutbarkeits-regelung zwingt zur Arbeit zu jedemPreis.Hartz-IV zielt auf  die Erhöhung derProfite. Unternehmen, denen mit Hilfeder Hartz Gesetze billigste Lohnarbeit-er angeboten werden, können die Lohn-kosten weiter senken. Sinken die Ko-sten für den Lohn, steigen die Gewin-ne, kleines Einmaleins der Betriebswirt-schaft. Für die Senkung des Spitzen-steuersatzes von 47 auf  42 Prozent ingleicher Milliardenhöhe. Hier kann al-lenfalls Brecht bemüht werden „Armer

Mann ... wärst Du nicht reich, wäre ichnicht arm“.Hartz-IV schafft neue Arbeitslosig-keit. Das Millionenheer der Ein-Euro-Jobber wird reguläre sozialver-sicherungspflichtig bezahlte Arbeit ver-drängen. Niemand anders als eine Be-triebsleitung selbst kann kontrollieren,wo die Zusätzlichkeit eines Ein-Euro-Jobs aufhört und Regelaufgaben begin-nen. Betriebsleitungen werden aber eingesteigertes Interesse haben, genau die-se Verdrängung zu organisieren zumWohl ihres Betriebsergebnisses.Hartz-IV bringt Armut - betroffensind etwa 2,5 Millionen Kinder, und dieSenkung der Löhne in Folge der neuenZumutbarkeit reduziert die Kaufkraft-nachfrage. Weniger Konsumnachfragezieht sinkende Produktion und damitneue Stellenstreichungen nach sich. Undobendrein kommt ja nächstes Jahr dieGoldene Mehrwertsteuer-Erhöhung.Hartz-IV dient einzig der Umvertei-lung. Weniger Leistung zu schlechteren,undemokratischen Bedingungen für dieeinen und bessere Möglichkeiten derProfiterzielung für die anderen.Hartz-IV fordert Arbeit um jedenPreis – auch ohne Bezahlung. Die neu-en Zumutbarkeitsregeln zwingen Ar-beitslose, Jobs mit einer Bezahlung biszu 30 Prozent unter Tarif  anzunehmen.Hartz-IV verbaut Kindern und Ju-gendlichen aus den betroffenen Famili-en ihre Zukunftschancen und raubt Äl-teren ihre Ersparnisse. Millionen Er-werbslose können gegängelt und be-

straft werden.Hartz-IV spielt den rechten Ratten-fängern immer mehr Menschen in dieHände. Angst, Unsicherheit und Verar-mung waren schon in der deutschenVergangenheit der Nährboden, auf demnationalistische und rassistische Ideo-logie besonders gut gedeiht.Hartz-IV ist eine reine Katastrophe,denn hier fehlen immer noch notwen-dige Klarheiten. Was die Anhäufungvon Klagen auf  dem Sozialgericht be-weist.Hartz-IV ist der Aufschwung für Per-sonal-Service-Agenturen, die ihre Da-seinsberechtigung nur durch dieseschlechte Arbeitsmarktpolitik hat.Zugleich finde ich ungerecht, dass dieEinsparungen, die diese Reform erbrin-gen soll, ziemlich genau dem Betrag ent-spricht, der den Besserverdienendendurch die Absenkung des Spitzen-steuersatzes erlassen wird.Deutschland steht an einem Abgrund.Eingemauert in fesselnde und überhol-te Bündnisse, regiert von Korruptionund Unfähigkeit ist dieses Land allerMöglichkeiten beraubt, sich zu erneu-ern.Ein Netz restriktiver Gesetze, einHeer von Arbeitslosen und Sozialhilfe-empfängern sowie eine unerträglicheBesteuerungspolitik lasten schwer aufdem Volk. Eine aufgeblähte Bürokratiehat sich in unserem Land etabliert undzementiert jegliche Dynamik fest.
http://www.montagsdemo-dortmund.de
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München - „Das Ziel, die Arbeitslosig-keit zu bekämpfen, hat aufgrund desSozialstaatsprinzips Verfassungsrang“.Mit dieser Begründung hat das Bundes-verfassungsgericht in einer spektakulä-ren Leitentscheidung den Sozialstaatgestärkt. Das Gericht nutzte eine Ent-scheidung über das Berliner Vergabe-gesetz um darzulegen, dass die Siche-rung sozialer Standards eine wichtigeStaatsaufgabe darstellt. Das Gericht er-teilte mit seiner Entscheidung demLohndumping eine Absage und erlaubtes dem Staat, einen solchen Sozialab-bau einen rechtlichen Riegel vorzuschieben.Bei diesem rechtlichen Riegel, den dasBundesverfassungsgericht für zulässigerklärte, handelte es sich im konkretenFall um das Berliner Vergabegesetz vom9. Juli 1999. Es bestimmt, dass öffent-liche Bauaufträge nur an Unternehmenvergeben werden dürfen, die ihren Ar-beitnehmern bei der Ausführung desAuftrags den Tariflohn bezahlen. DasLand Berlin will auf diese Weise ver-hindern, mit seinen Aufträgen und mitSteuergeldern Lohndumping undSozialabbau zu fördern; zugleich sollen„die Leistungsfähigkeit der BerlinerBauunternehmen erhalten“ und ausbil-dende Betriebe gestärkt werden. Nachdem Berliner Vergabegesetz werdenBewerber, die sich nicht an die Auflagehalten, bis zu zwei Jahre von weiterenöffentlichen Aufträgen ausgeschlossen.Ähnliche Tariftreuegesetze gibt es imSaarland, Niedersachsen und Bayern.Auf  Bundesebene war ein solches Ge-setz im Juli 2002 während des Bundes-tagswahlkampfes am Widerstand derunionsgeführten Länder im Bundesratgescheitert. Dem bayerischen Minister-präsidenten Edmund Stoiber, damalsKanzlerkandidat der CDU/CSU, warseinerzeit Inkonsequenz vorgeworfen

Grundsatzentscheidung erlaubt den Ländern ein Vorgehen gegen Lohndumping
Verfassungsrichter stärken Sozialstaat

worden, weil er ein Tariftreuegesetz inBayern durchgesetzt, aber im Bund aufDruck der Arbeitgeberseite abgelehnthatte.
Einwände des Kartellamts:Der am Freitag veröffentlichte Be-schluss des Bundesverfassungsgerichts,der schon vom 11. Juli datiert, lässt nun

die Bindung öffentlicher Aufträge anBedingungen und Auflagen ausdrück-lich zu, legt sie in einigen Passagen derBegründung des Beschlusses sogarnahe.Das Bundeskartellamt hatte Einwän-de gegen das Berliner Gesetz erhoben.Der Bundesgerichtshof  legte das Ver-fahren darüber wegen Bedenken gegendie Verfassungsmäßigkeit dem Bundes-verfassungsgericht vor. Dies wies nunalle Bedenken gegen das Gesetz zurück:Es handele sich zwar um einen Eingriffin die Berufsfreiheit, dieser sei aber ver-fassungsrechtlich gerechtfertigt.Es handele sich um ein legitimes Ziel,wenn der Staat mittels gesetzlicher Re-gelungen versuche,  einem Ver-drängungswettbewerb über die Lohn-kosten entgegenzuwirken. Der Schutzder Beschäftigten in tarifgebundenenUnternehmen, die Entlastung des beihoher Arbeitslosigkeit beanspruchtensozialen Sicherungssystems, die Unter-stützung des Tarifvertragssystems als

Mittel zur Sicherung sozialer Standards,und das Ziel, die Arbeitslosigkeit zu be-kämpfen - dies alles sei vom Sozial-staatsgebot getragen und geboten. ImÜbrigen, so die Verfassungsrichter, kön-ne ja ein Unternehmen selbst entscheiden,ob es unter diesen Auflagen Aufträge habenmöchte.Das Verfassungsgericht weist dieAnsicht zurück, dass der Landesgesetz-geber nicht befugt gewesen sei, ein sol-ches Gesetz zu erlassen. Zum Recht derWirtschaft, das der Landesgesetzgeberregeln könne, zählten, so die Richter,auch Gesetze mit wirtschaftslenkendemCharakter, wie die öffentlichen Vergabe-vorschriften. Das Gericht widersprichtauch der Kritik, wonach ein Tariftreue-gesetz einen Verstoß gegen die grund-gesetzlich geschützte Koalitionsfreiheitdarstelle: Niemand würde durch dasGesetz gezwungen, einer Koalition beizu-treten, noch würde er davon abgehalten.Die Bedeutung der Verfassungs-gerichtsentscheidung weist weit überden Berliner Fall hinaus. Das Gerichtstellt nämlich klar, dass der Staat mitHilfe der ihm zur Verfügung stehendenMittel, auch mit Hilfe der Vergabe vonAufträgen, der Wirtschaft Zügel anle-gen darf. Es muss dann allerdings umden Schutz wichtiger Gemeinwohl-belange gehen. Der Staat kann also,wenn er als Auftraggeber auf  demMarkt auftritt, Auflagen festsetzen, diesozialstaatliche Pflöcke einschlagen.Unter Hinweis auf die Begründung desVerfassungsgerichts könnte der Staatkünftig große Aufträge an Privatunter-nehmen auch daran knüpfen, dass die-ses Unternehmen eine bestimmte Zahlvon Ausbildungsplätzen zur Verfügungstellt. (1 BvL 4/00)
Von Heribert Prantl

Quelle: Süddeutsche Zeitung, Nr.254,
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